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Montag, 17. November 1997


15.03 Uhr – 17.08 Uhr��
Tagesordnung


Agenda 2000


COM KOM (97) 2000 endg.; RAT 9984/97 AGENDA 1


Agenda 2000/Band 1. Eine stärkere und erweiterte Union 


(31.807/EU XX. GP)





COM KOM (97) 2000 endg.; RAT 9984/97 AGENDA 1


Agenda 2000/Band 2. Die Erweiterung der Union – eine Herausforderung


(31.808/EU XX. GP)





Beginn des EU-Ausschusses: 15.03 Uhr


Vorsitzender Ing. Johann Penz führt aus, wir leben in einer sehr faszinierenden und spannen�den Zeit, wir können aufgrund unseres Beitrittes zur Europäischen Union in vielen Fragen mit�re�den und haben die Gelegenheit, auch bei der Erweiterung der Europäischen Union unsere Meinung zu deponieren und nicht nur in der Kommission, sondern auch im Rat mit unserer Stim�me mitzuentscheiden und mitzubestimmen, wie die weitere Vorgangsweise sein wird.


Die Agenda, die ein Programm für das Jahr 2000 und darüber hinaus sein soll, ist auch eine Her�aus�forderung für Österreich – nicht nur für die Regierung, nicht nur für die Parlamente, son�dern insbesondere auch für die Regionen, denn die Regionen sind in erster Linie betroffen, wenn es um eine Erweiterung geht. Ich denke an Niederösterreich, an Oberösterreich, an das Bur�gen�land, an Kärnten und an die Steiermark. Daher gilt es, diese Fragen frühzeitig zu dis�ku�tie�ren und sich darüber eine Meinung zu bilden. Wir haben die Chance, und wir wollen diese Chance auch nutzen.


Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten Vizekanzler Dr. Wolfgang Schüssel er�läutert den Stand der Beratungen. Das Agenda-Papier wurde am 16. Juli von der Kommission vor�gelegt, unmittelbar nach dem Gipfel von Amsterdam, und es ist ein umfassendes Dokument, das alle wichtigen Themen auflistet, die in den nächsten Jahren die Arbeit der Europäischen Union bestimmen werden, gleichgültig, ob es die Mitgliedstaaten oder die verschiedenen Institu�tionen – Europaparlament, Kommission, Europäischer Rat – betreffen wird. 


Im Zentrum wird natürlich – darum rankt sich alles – die Erweiterungsfrage angesprochen, aber eine Vorbedingung für eine Erweiterung sind die zentralen Reformbereiche der Europäischen Union – die künftige Finanzverfassung, die Reformen der gemeinsamen Agrarpolitik, die Reform der gemeinsamen Strukturpolitik und die institutionelle Frage, die allerdings im Dokument selbst nicht wirklich thematisiert wird, aber – das ist ganz interessant – bereits von drei Mitgliedstaaten als eine Vorbedingung für eine Beschlußfassung der Agenda und für die Erweiterung genannt wur�de. Belgien, Frankreich und Italien haben diese Institutionenreform – vor allem die Frage, daß es in Zukunft mehr Mehrheitsabstimmung geben muß – zu einem sehr zentralen Punkt ge�macht.


Dieses Dokument wird federführend vom Außenministerrat diskutiert. Die Außenminister sind im Rat für allgemeine Angelegenheiten repräsentiert; deswegen heißt er auch “Rat für allgemeine Angelegenheiten”, weil dort nicht nur die klassische Außenpolitik verhandelt wird, sondern quasi alle Querschnittsthemen. Das können einmal Handelspolitik, die Institutionenreform, die Finanz�verfassung oder die steckengebliebenen Transitverhandlungen mit der Schweiz sein. All dies kommt im Außenministerrat, also allgemeine Angelegenheiten, zur Diskussion.


Sie haben auch eine eigene Runde eingesetzt, weil die Dinge doch sehr gut vorbereitet werden müs��sen, und Ministerrunden dafür nicht ausreichend Zeit geben. Es gibt einen Sonder-COREPER, eine Sondersitzung der ständigen Botschafter in Brüssel, die sich regelmäßig der Themen annehmen. Aber die politische Diskussion hat zunächst einmal im Außenministerrat statt�gefunden, aber auch in allen Fachministerräten.


Sie stecken natürlich noch in der Anfangsphase. Von einem Abschluß kann er noch nicht be�richten. Das ist auch nicht so beabsichtigt gewesen, sondern sie nähern sich quasi in Phasen einem Ergebnis. Sie wollen so weit sein, daß sie bis Dezember in Luxemburg die Bedingungen festlegen, unter denen man die Erweiterungsverhandlungen beginnt. Das ist einmal die zentrale Frage, und da zeichnet sich ein weitgehender Konsens ab, wie dieser Prozeß gestaltet werden soll. Das war am Anfang recht kontroversiell, aber es ist jetzt sehr klargeworden.


Alle anderen Fragen werden beim Luxemburger Gipfel zwar vermutlich andiskutiert werden, aber da wird nicht weiter substantiell gesprochen. Die Luxemburger Präsidentschaft hat am An�fang recht ambitiös begonnen und wollte auch schon in Luxemburg inhaltlich eine Art Rahmen�beschluß fassen, in dem die Grundsätze der Finanzverfassung und der Agrar- und Struktur�re�form vorkommen, aber das haben sie relativ schnell fallengelassen. Dieses Thema wird letztlich nicht mehr im Vordergrund stehen. Die Materie ist viel zu kontroversiell. Die detaillierten Vor�schläge der Kommission, gerade etwa über die Förderungskulisse, fehlen noch. Auch im Agrar�kapitel muß noch deutlich nachgearbeitet werden. Bei den Finanzierungsfragen gibt es zwar viele richtige Fragestellungen oder kritische Bemerkungen – die Nettozahlerposition sei nur als eine genannt –, aber letztlich gibt es zum Teil auch unzureichendes Datenmaterial.


Zum Stand der Diskussion meint er, daß man damit rechnen muß, daß sich die anderen The�men�bereiche im Jahr 1998 sehr stark verdichten und vertiefen werden und wahrscheinlich unter österreichischem Vorsitz vom Zeitplan her eine wesentliche Weichenstellung erfahren müssen. Das heißt, die Frage des konkreten Verhandlungsbeginns mit den Kandidaten wird unter öster�rei�chi�schem Vorsitz stattfinden. Es werden die Frage der Finanzverfassung und der Förderungs�richtlinien unter österreichischer Vorsitzführung eine besondere Bedeutung haben.


Zur Erweiterung, die jetzt die erste Priorität in der Diskussion hat: Der Prozeß beginnt erst jetzt und wird sich sicher einige Jahre hinziehen. Es gibt auch in der Vergangenheit Beispiele dafür. Ein kritisches Wort zur Diskussion im Nationalratsplenum: Von einzelnen Sprechern wurde ge�sagt, Österreich steht jetzt auf einmal auf der Bremse, und manche Kritiker an der Erweiterung tun so, als ob unsere Nachbarn unsere Feinde wären. Das Wort ist gefallen. 


Er möchte klar sagen, daß er überhaupt kein Problem damit hat und es für völlig vernünftig hält, daß man alle Aspekte, die es in diesem Zusammenhang gibt, kritisch auf den Punkt bringt und öf�fent�lich diskutiert. Deswegen, weil jemand ein paar kritische Fragen stellt, ist er noch kein Feind der Ungarn, Tschechen oder Polen. Man sollte die Diskussion entdramatisieren. Jede Bei�tritts�verhandlung hat ihre bestimmten Gesetzmäßigkeiten, hat kritische Momente, hat Krisen zu durchlaufen. Das wird auch bei diesen Erweiterungsverhandlungen der Fall sein. 


Er glaubt – das ist seine persönliche und auch politische Grundauffassung –, daß die Erweite�rung notwendig ist und auch kommen wird, aber unter bestimmten, sorgfältig ausgearbeiteten Regeln, und daß das nach wie vor absolut Sinn macht.


Wenn man sich die geographische Lage Österreichs anschaut, dann stellt man fest, wir haben seit vielen Jahrzehnten erstmals wieder die Chance, von einem Randstaat zu einem Zentralstaat zu werden. Es kann nicht unser Ehrgeiz sein, daß wir für die nächsten 100 Jahre sozusagen der Grenz�staat der Europäischen Union sind. Es macht schon Sinn, daß man expandiert und einbindet, sofern die Länder dazu geeignet sind und die Kriterien vollinhaltlich erfüllen.


Wirtschaftlich gesehen möchte er daran erinnern, daß der Reformprozeß, dessen Höhepunkt und Abschluß natürlich die Erweiterung sein würde, für uns ökonomisch enorme Potentiale dar�stellt. Es ist ein Markt von immerhin 100 Millionen potentieller Konsumenten, und das ist sehr spannend. In Slowenien sind wir bei den Investitionen Nummer eins, in der Slowakei Nummer eins, bei den Tschechen und in Ungarn sind wir unter den Top 3, in Polen sind wir unter den Top 6, genauso in Rumänien und Bulgarien. 


In Wahrheit haben wir uns eine gewaltige Marktposition erobert. Wir haben den Handel in den letzten fünf Jahren verdoppeln können, und es ist in den letzten fünf Jahren auch der Handels�bilanzüberschuß Österreichs gegenüber diesen mittel- und osteuropäischen Reformländern ver�doppelt worden, nämlich von 11 Milliarden auf 22 Milliarden Handelsbilanzüberschuß bei einem Handelsgesamtvolumen in beide Richtungen von 140 Milliarden Schilling. Das sind spektakuläre Errungenschaften, die wir zustande gebracht haben.


Er war am Vormittag bei der Firma Dietzel, die Rohre fertigt – früher aus PVC, jetzt halogenfrei, in denen, zum Beispiel beim Kanaltunnel unter dem Meer zwischen Großbritannien und Frank�reich, sämtliche Stromleitungen liegen. Alle U-Bahn-Schächte Wiens, alle Straßentunnel in Öster�reich sind damit ausgerüstet. Der deutsche Bundestag wird von dieser Firma ausgerichtet. Ihr Marktanteil beträgt in Hongkong 60 Prozent und so weiter. 


Das ist ein kleiner Betrieb, der vor 25 Jahren mit nicht einmal 20 Leuten gestartet ist und heute 380 Mitarbeiter in Österreich beschäftigt, aber in allen anderen Teilen der Welt zehntausend Leuten Arbeit und Brot gibt. Das ist noch immer ein in österreichischem Besitz stehender Fami�lien�betrieb. Daher ist diese Erweiterung natürlich ein Element, um auch unsere Position wirt�schaft�lich absichern zu können und uns dauerhaft einen Spielraum zu geben.


Wie soll man das angehen? – Die Kommission hat nach eineinhalbjährigem Studium vorge�schla��gen, daß man fünf Länder Mittel, Ost- und Nordeuropas, nämlich Tschechien, Polen, Un�garn, Estland und Slowenien, aussucht. Über Zypern ist schon vorher entschieden worden, da war Österreich noch nicht einmal dabei. Schon im Jahr 1994 ist Zypern mit dem Fixdatum, sechs Mo��nate nach Ende der Regierungskonferenz, beschlossen worden. Das heißt, die Kommis�sions�empfehlung war fünf plus eins. Das hat natürlich in den Ländern, die nicht in der ersten Run�de genannt wurden, zu einer riesen Aufregung geführt. Es hat Mitgliedsländer der Union gegeben, die beim Startlinienmodell bleiben wollten: mit allen zu beginnen und dann aus�zu��diffenzieren. Andere haben die Gruppe forciert. Sie haben das in Luxemburg beim informellen Außen�ministerrat lange diskutiert und eine neue Idee kreiert: Sie starten sogenannte “Beitritts�partnerschaften” mit allen elf Kandidatenländern – allerdings nicht mit der Türkei. Das sollen keine in Vertragsform abgeschlossenen Partnerschaften sein, sondern einseitige Angebote der Union an die elf. Jedes dieser Länder macht bis Frühjahr ein solches individuelles Partner�schafts�programm mit Prioritäten, in dem die Vor-Beitrittsstrategie festgelegt werden soll. Dazu bietet die Union auch ganz konkrete Finanzhilfe an. 


Die Union bietet in der Zeit von 2000 bis 2006 eine Verdoppelung der Finanzmittel innerhalb des gegebenen Budgetrahmens auf ungefähr 22 Milliarden Ecu oder rund 300 Milliarden Schilling an. 


Sie wollen diese Beitrittspartnerschaften für wirtschaftlich relevante Dinge nützen: Standar�di�sie�rung, gemeinsame Normung, Aufbau einer vernünftigen Bürokratie, ähnliche Spielregeln und kein schwarzes Loch, etwa mit den Steuerbehörden in Polen. Man versucht, den Acquis, wie er in der Union selbstverständlich ist, auch flächendeckend bei den Beitrittskandidaten umzu�setzen.


Für diese Partnerschaften wird es auch einen institutionellen Rahmen geben, eine Art multila�te�rale Staatenkonferenz, die mit 15 Mitgliedstaaten der Union und diese 11 Kandidaten auf Mini�ster�ebene einmal im Jahr tagen wird. Zusätzlich sollen besonders die Fachminister tagen, damit man die Möglichkeit hat, Sozialdumping, Umweltdumping, Sicherheitsfragen et cetera in den Vorder�grund zu rücken.


Österreich würde etwas ähnliches individuell mit der Türkei machen, weil die Türkei kein Bei�tritts�kandidat ist. Andererseits hat Österreich ein strategisches Interesse, die Türkei an Bord zu hal�ten. Wir dürfen die Türkei nicht in andere Weltgegenden oder andere Systeme abdriften las�sen, Stichwort “Islam”. Die Türkei ist ein laizistischer Staat, die Türkei hat mit der EU zehnmal mehr Handel als mit allen anderen islamischen Staaten der Welt, daher ist die Türkei auch für uns strategisch in der Region – die Nachbarn sind Irak, Syrien, Iran, diverse Schwarzmeer�staaten, Kaukasus und so weiter – von großem Interesse. Außerdem ist sie ein NATO-Staat. Daher will Österreich mit der Türkei eine Art individuelle Konferenz.


Es würde eine sogenannte Europakonferenz geben, die einmal im Jahr tagt. Da wären dann die Türkei und die elf dabei, aber dort würde nicht über Beitrittsfragen geredet werden können; das ersetzt quasi den strukturierten Dialog, den es heute auch schon gibt. Nach diesen offiziellen Gesprächsaufnahmen beginnen die individuellen Verhandlungen. Das würde wahrscheinlich noch unter britischem Vorsitz – 5 plus 1 – sein. De facto würde das eine Eröffnungskonferenz sein. Die echten Verhandlungen beginnen vermutlich unter österreichischer Vorsitzführung. 


Der Vizekanzler glaubt, daß es in diesem Erweiterungsprozeß viele Schwierigkeiten geben wird, weil auch die elf Kandidaten derart unterschiedlich sind. 


Im Bereich der Agrarpolitik hat sich Österreich der Notwendigkeit von Reformen nie verschlos�sen, das ist unbestritten. Wir glauben, daß die Entwicklung der Märkte, die bevorstehende Er�wei�terung, aber auch die kommende Runde der WTO-Verhandlungen Anpassungsschritte erfor�dern. Wir sind nur aus österreichischer Sicht gegen Vorleistungen, denn es hat überhaupt nie�mand etwas davon, daß man, bevor man mit der WTO überhaupt noch zu reden begonnen hat, schon intern quasi alles auf den Tisch legt. Ein Pokerspieler legt auch nicht sein Blatt offen auf den Tisch, sondern wird behutsam die anderen Bereiche auszureizen versuchen. 


Die Kommissionsvorschläge enthalten sehr interessante Ansätze, vor allem für die Entwicklung des ländlichen Raumes oder eine stärkere Umweltorientiertheit der europäischen Landwirt�schaft. Andere Aspekte sind das Ausmaß der Preissenkungen in manchen Bereichen oder die Regelung der Direktzahlungen, die den Einkommensverlust der Landwirte ausgleichen sollen, die zum Teil auf massive Kritik gestoßen ist. Wir meinen auch, daß man da nachjustieren muß. Wir haben insofern eine besondere Rolle, da wir innerhalb kürzester Zeit GATT-Verhandlun�gen, den EU-Beitritt und jetzt die Erweiterungsfrage und die Reform der Agrarpolitik unter Re�form�druck vollzogen haben. Es ist schon wichtig, daß die Erhaltung der bäuerlichen Struktur, vor allem der Familienbetriebe, der mittelständische Leistung, die für Landschafts- und Umwelt�schutz unverzichtbar ist, abgegolten wird.


In der Frage der künftigen Gestaltung der Strukturpolitik gibt es Ansätze der Kommission, die bei uns außer Streit stehen, nämlich daß man die Förderungsgebiete konzentriert, daß man die Abwicklung vereinfacht und entbürokratisiert. Wir sind innerösterreichisch mit allen Ressorts und mit den Bundesländern gut abgestimmt. Wir haben massive Bedenken gegen die von der Kommission vorgeschlagene Obergrenze für die Strukturmittel in der Höhe von 0,46 Prozent des Bruttonationalproduktes. Diese Vorschläge orientieren sich unserer Meinung nach zu sehr an den bestehenden Besitzständen und viel zu wenig an der Zukunft. Daher kann man innerhalb der heutigen Struktur ein Sparpotential sehen, das wir für die Finanzierung der Erweiterung nutzbar machen können. 


Die Finanzverfassungsverhandlungen werden am Ende kommen. Im Moment gibt es einen Qua�si-Konsens oder eine breite Übereinstimmung daß die bestehende Eigenmittelobergrenze in der Höhe von 1,27 Prozent auf keinen Fall überschritten werden darf und daß sie für die Jahre 2000 bis 2006 gelten soll. Die allererste Runde wird vermutlich gegen Ende dieser Pe�riode stattfinden. Vor allem die Kohäsionsländer oder wichtige Nettoempfänger drängen darauf, daß die 1,27 Prozent zwar für diese Periode festgeschrieben werden können, aber danach jeden�falls eine weitere Diskussion ermöglicht werden soll. 


Bundesrat Dr. h. c. Manfred Mautner Markhof (ÖVP, Wien) ist der Meinung, daß der Amster�damer Gipfel, der zu Unrecht als zu wenig zielführend bezeichnet wird, doch mehr gebracht hat, und zwar betreffend die erweiterten Rechte des Parlaments. Der Redner stellt im Hinblick auf Zwei-Kammer-Systeme eine Frage nach dem Umbau des Ministerrates in eine echte Legislative und nach der politischen Besetzung der Kommission – im europäischen Rahmen.


Bundesrat Dr. Milan Linzer (ÖVP, Burgenland) fragt, ob man derzeit beurteilen kann, wie Öster�reich respektive die einzelnen Bundesländer die Strukturförderungen bisher genutzt haben, und ob es von den zuständigen Stellen schon Überlegungen, Visionen über die neue Pro�gramm�planung gibt.


Bundesrat Karl Drochter (SPÖ, Wien) stellt die Frage, ob auch daran gedacht ist, daß neben den Kopenhagen-Kriterien, wie Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Marktwirtschaft, Wettbewerbs�fähigkeit, auch ein zusätzliches soziales Kriterium bei der Prüfung der Beitrittsfähigkeit in den ost- und mitteleuropäischen Ländern Eingang finden soll. Er regt an, daß die Kommission als Grund�lage für die Erweiterungsdiskussion ein Weißbuch zur sozialen Lage und zur Sozialpolitik der Beitrittskandidaten erarbeiten soll. 


Außerdem fragt der Redner den Vizekanzler, was er davon hält, daß die Europäischen Union die Beitrittsländer in eine gemeinschaftliche Beschäftigungsstrategie einbindet, und ob seitens der EU finanzielle Hilfen im Rahmen der Heranführungsphase gewährt werden. 


Bundesrat Dr. Paul Tremmel (Freiheitliche, Steiermark) bestätigt, daß wir bei der Agrarpolitik gegen Vorleistungen sind. Aber im Hinblick auf das Strategiepapier und das Vorhabenspapier bezüglich Agenda 2000 haben wir bereits Vorleistungen erbracht.


In dem Entschließungsantrag Penz und Kone#ny ist genannt, daß die Kosten der Osterweite�rung von allen derzeitigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union und nicht nur von den Netto�zahlern getragen werden. Dieses Kernproblem des europäischen Finanzausgleiches scheint mir in diesen Vorhabenspapieren überhaupt nicht geregelt zu sein, ebensowenig wie die Funktion des Kohäsionsfonds. Der Redner merkt an, daß die finanzielle Belastung im Bereich der Euro�päischen Union völlig divergierend ist. 


In bezug auf die Frage der Menschenrechte hält er fest, daß das eine bilaterale Angelegenheit ist. Der Redner fragt, ob bei der Republik Tschechien und bei der Republik Slowenien die Auf�hebung einerseits der Beneš-Dekrete und andererseits der Avnoj-Gesetze als Conditio sine qua non in die Verhandlungen miteingebracht werden. Außer dem Bereich der Sicherheit ist dem Redner noch die Ordnung der finanziellen Angelegenheiten entsprechend dem Gleichbe�handlungs�prinzip wichtig. 


Bundesrat Jürgen Weiss (ÖVP, Vorarlberg) fragt, ob es möglich ist, auf Unterschiede zwi�schen der Türkei und Österreich, daß beispielsweise die Niederlassungsfreiheit einen anderen Stellenwert hat als etwa die Freizügigkeit im Warenverkehr, Rücksicht zu nehmen, in welcher Weise vorgesorgt ist, daß bei den künftigen Verhandlungen die Gemeinden und Länder einge�bun�den werden, und in welcher Weise vorgesehen ist, daß der Vertrag von Amsterdam einer parlamentarischen Behandlung zugeleitet werden wird.


Bundesrat Johann Payer (SPÖ, Burgenland) stellt die Frage, wie, wenn ein Förder�gebiet 75 Prozent des Bruttoinlandsproduktes erreicht hat, Facing-out-Modelle ausschauen und wie es um die Tendenzen betreffend Renationalisierung der gesamten Strukturpolitik steht.


Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten Vizekanzler Dr. Wolfgang Schüssel glaubt nicht, daß wir derzeit eine Chance haben, auf ein Zwei-Kammer-System zu kommen. Wir haben eine Mischform: Der Rat ist einerseits legislativ tätig, auf der anderen Seite ist der Be�reich der GASP intergouvernemental, und drittens gibt es das Gemeinschaftsrecht – der Rat und die Kommission kontrollieren.


Vizekanzler Schüssel bezeichnet sich als Hardliner. Solange wir Wert darauf legen, daß die Kom�mission das Gemeinschaftsrecht verwaltet und exekutiert, solange besteht er darauf, daß in der Kommission jeder Mitgliedsstaat vertreten ist. Das ist keine Frage der Zweckmäßigkeit oder der Rationalität. Er verlangt, daß im Kollegium jedes Mitgliedsland vertreten ist.


Wir legen größten Wert darauf, daß wir in der Europäischen Zentralbank mit Sitz und Stimme ver�treten sind. Das ist eine Frage von Identität und Selbstverständnis. Wir wollen nicht von einem Direktorium aus einigen mittelgroßen Staaten Europas regiert werden, die kleinen Staaten haben das gleiche Recht wie die großen Staaten.


Zur Reform der Strukturförderung: Österreich hat sich eigentlich erwartet, daß die ökonomi�schen Effekte im ersten Jahr stärker und schneller greifen. Zu erwarten, daß nach dem in Frage stehenden Termin des Inkrafttretens auf Knopfdruck quasi Hunderte Projekte schon fix und fertig ausgearbeitet zur Verfügung stehen, ist eine Illusion. Das erste Jahr haben wir ein Crash�programm gemacht, damit wir überhaupt die Voraussetzungen schaffen, und jetzt beginnen die Dinge sehr gut zu greifen. Man sieht es anhand der Exportbeziehungen. Ungefähr 35 Prozent aller uns zugesagten Förderungsmittel haben wir auch bereits ausbezahlt. Herr Staatssekretär Wittmann hat jetzt als Ziel, daß wir bis Ende Jänner auf 50 Prozent kommen. Dann hätten wir bis Ende 1999 eine gute Chance, in den verbleibenden zwei Jahren die Dinge auszuschöpfen.


Die Reduktion der Ziele von sieben auf drei würde die Ziel-1-Gebiete nicht berühren. Die Frage eines Facing-out vertreten wir. Darüber gibt es noch keinen Konsens. Weiters verlangen wir, daß Grenzgebiete eine abgestufte, aber doch eine Förderung erhalten, weil sie sonst doppelt bestraft werden. Sie fallen aus alten Förderungsmöglichkeiten heraus, haben zweitens die Last der Grenzöffnung zu tragen, und drittens haben sie mit einer Konkurrenz zu kämpfen, die von der EU durch Ziel-1-Gebiete massiv unterstützt wird. Das wollen wir vermeiden.


Eine Renationalisierung der Strukturpolitik rechnet sich nicht. 


Wir können uns vorstellen, daß bei den Beitrittsverhandlungen diese sozialen Kriterien der Un�ter��schiedlichkeit mit hineingenommen werden. Ein Weißbuch der Kommission über die so�ziale Lage der Kandidaten ist seines Wissens nicht geplant, aber er würde das für eine sehr ver�nünftige Sache ansehen, denn überall dort, wo Gefälle enorm hoch sind, entstehen Probleme. Das wissen die Kandidatenländer auch. Die Kandidaten sollten sich nicht auf 35 offene Punkte konzentrieren, sondern vielleicht auf fünf, sechs, sieben, und wir sollten ansonsten längere Übergangsfristen einführen. Als Beispiel erwähnt der Redner die Freizügigkeit der Arbeitskräfte oder auch Ost- und Westdeutschland.


Die Heranführungsstrategie hält der Vizekanzler für gut. Daß die EU von sich aus noch zu�sätzlich einiges machen kann, steht außer Frage.


Zu der Frage der Kosten: Die Kosten der Erweiterung müssen von allen und innerhalb der heu�ti�gen Finanzvorschriften solidarisch aufgebracht werden. Diese relative vernünftige Aussage hält empirisch, weil wir diese 1,27 Prozent nicht ausschöpfen, sondern darunter liegen, und daher aus dieser Differenz ein großer Polster entsteht, aus dem man diese Erweiterungen finanzieren kann. Dann wird man auch in den Verhandlungen mit Kandidaten darauf drängen müssen, daß nicht alle Programme 1 : 1 an die Kandidaten gegeben werden.


Zum Kohäsionsfonds: Er geht nur an die vier südlichen EU-Länder und sollte sicherstellen, das diese am Euro teilnehmen können. Ein Facing-out wird von diesen angestrebt.


Die Nettozahlerempfänger wie Dänemark und Luxemburg trifft es nicht ganz. Die Luxemburger sind deswegen Nettoempfänger, weil sie 5 000 oder 6 000 EU-Beamte haben, die aufgrund der Größe jede Statistik Luxemburgs verzerren.


Die Dänen sind interessant. Nur muß man genau analysieren, warum sie soviel heraus be�kom�men. – Erstens haben sie eine perfekte Vermarktung ihrer Agrarprodukte, und zweitens – was uns viel weniger freut – haben sie eine Konzentration der Landwirtschaft. Die industrielle Form der Vermarktung ihrer Produkte ist gewaltig, dies ist mit der österreichischen Form der bäuerli�chen Familienbetriebe, der Bergbauernbetriebe, der ökologischen Produktion nicht vereinbar. Das ist unser Problem. Von dem dänischen Beispiel betreffend die Vermarktung könnte man etwas lernen. Hinsichtlich der Massentierhaltung, der industriellen Fabrikation von Nahrungs�mitteln, ist Dänemark kein sehr gutes Beispiel für uns.


Zur Frage Menschenrechte, der Beneš- und Avnoj-Dekrete: Der Vizekanzler glaubt, das, was in den Jahren 1943, 1944, 1945 gemacht wurde, ist über alle Fraktionen hinweg absolut unak�zepta�bel. Man muß aber bedenken – auch die Freiheitliche Partei –, daß all diese menschenrechts�widrigen Akte zu einer Zeit gesetzt worden sind, als das noch keine demokratischen Staaten waren. Das heutige Slowenien ist nicht das Jugoslawien von einst. Es tut eigentlich weh, daß wir ausgerechnet jetzt, wo wir zum ersten Mal in unserer Geschichte die Chance haben, mit dem Nachbarland Slowenien ein neues Kapitel unserer gemeinsamen Zukunft aufzuschlagen, dieses dunkle Kapitel thematisieren. Aber es ist ein berechtigtes Thema. Wir sagen, das ist die Conditio sine qua non, und das ist falsch. Wir würden auch rechtlich – ich habe x-mal mit Ver�triebenenverbänden, mit Sudetendeutschen und mit Altösterreichern geredet – damit ein�fahren, denn es geht darum, daß damals Menschen die Staatsbürgerschaft aberkannt wurde, weil sie zu einem bestimmten Stichtag nicht im Land gelebt haben, weil sie vorher vertrieben worden sind.


Solche Beispiele hat man in jedem Land. Wahrscheinlich werden wir völkerrechtlich gesehen im Acquis Communautaire mit der Europäischen Union enorme Probleme haben. Und dann hätten wir der bilateralen Sache eher geschadet als genützt. Wir sollen zu einer Anerkennung der deutschsprechenden Minderheit in Slowenien kommen. Die Ergebnisse der Historiker�kommis�sion werden Anfang Dezember von unserer Seite vorgestellt. Wir definieren das Ziel einer Anerkennung. Man soll nicht warten, bis sie irgendwann einmal Mitglied sind, sondern schon jetzt bilateral mit Slowenien beispielsweise in diesem Bereich Fortschritte erzielen.


Auch die Entschädigungsfragen sollen weiter vorangetrieben werden, denn das kann man viel besser auf bilateraler als auf multilateraler Ebene. Das ist rechtlich nicht ganz einfach unterzu�bringen und steht auch nicht im Acquis Communautaire. Daher ist der Weg der Bundesre�gie�rung: bilaterale Verhandlungen. Da die Slowenen und die Tschechen erst seit wenigen Jahren einen eigenen Staat haben, dürfen wir die ganze Geschichte nicht überreizen, sondern bei je�dem bilateralen Gespräch thematisieren. Aber mit der notwendigen Sensibilität und mit Finger�spitzen�gefühl. 


Zur Türkei: Es kann sektorale Fortschritte geben. Der türkische Ministerpräsident hat vor einigen Tagen in Wien klar gesagt, vielleicht dauert es 30 Jahre oder länger, bis die Türkei Mitglied ist. – Die Türkei soll irgendeine Perspektive einer möglichen Integration in die Europäische Union ha�ben, denn dies erscheint unter den strategischen Gesichtspunkten als absolut notwendig und sinnvoll.


Er meint auch, daß man aufgrund der Bevölkerungszahl – es sind 65 Millionen Menschen –andere Spielregeln akzeptieren muß, da diese auf den europäischen Arbeitsmärkten nicht unter�bring�bar sind. Auch zu dem Stichwort Kündigung der Sozialversicherungsabkommen mit der jetzi�gen türkischen Regierung hat sich eine sehr vernünftige und sachliche Gesprächsbasis ent�wickelt.


Was wir noch zusätzlich anbieten können, sind: Zollunion-Plus, die Kooperation gegen die orga�ni�sierte Kriminalität. Das ist absolut wichtig. Länder und Gemeinden sollen eingebunden sein und sind es auch. Der Amsterdam Vertrag soll noch in diesem Jahr den Ministerrat passieren und dem Parlament vorgelegt werden.


Bundesrat Mag John Gudenus (Freiheitliche, Wien) nimmt zur Türkei Stellung und fragt, was passiert, wenn die nächste neugewählte Regierung einen islamischen Kurs einschlägt. Weiters stellt er die Frage, ob es möglich ist, daß auch die deutschsprechende Minderheit einen Sitz erhält? 


Bundesrätin Irene Crepaz (SPÖ, Tirol) nimmt auf die Agrarreform und auf die Verdoppelung der Förde�run�gen Bezug und fragt: Aus welchen Töpfen soll diese Verdoppelung kommen, welche Länder verzichten eventuell, und ob man diesbezüglich innerhalb der 15 eine Solidarität erreichen wird?


Bundesrat Dr. Michael Ludwig (SPÖ, Wien) spricht die potentiellen Beitrittsländer und deren Nuklearindu�strie an. Diese veralterten Atomkraftwerke sind zu einem Teil – auch geographisch – in unmittel�barer Nähe zu Österreich, und man kann nicht verlangen, daß diese Atomkraftwerke kurzfristig, mittelfristig abgeschaltet werden. 


Inwieweit wird die EU auch mittels finanzieller Anreize dafür Sorge tragen, daß die veralterten Atomkraftwerke umgerüstet werden? Die slowakische Regierung hat beispielsweise schon vor einigen Jahren angeboten, im Jahr 2006 Bohunice umzurüsten. 


Bundesrat Gottfried Waldhäusl (Freiheitliche, Niederösterreich) wirft die Frage auf: Wie will man das Bauernsterben verhin�dern? Wo bleibt die Kompensation? Selbst Bauernvertreter Schwarz�böck sagt, daß dieses Po�sitions�papier inakzeptabel ist, und er verlangt ein neues Kon�zept. Und laut Redner ist der Ent�schließungsantrag kein neues Konzept.


Bundesrat Alfred Schöls (ÖVP, Niederösterreich) möchte wissen, wie die österreichische Po�sition zu den Analysen und Vorschlägen zur künftigen Finanzierung der EU aussieht und welche inhaltlichen Schwerpunkte die österreichische Bundesregierung vertritt. Weiters wird auf den Stellenwert der Sozialpartner Bezug genommen, und zwar wie die Stimmung in den politischen Gremien der EU ist, daß der Stellen�wert der Sozialpartner entsprechend aufgewertet werden und diese Gruppe eine ent�sprechen�de Lobby bekommen soll.


Bundesrat Karl Drochter (SPÖ, Wien) fragt, ob die EU plant, in den Grenzregionen vorrangig in den Schie�nen�verkehr, in die Binnenwasserinfrastruktur und auch in den kombinierten Verkehr mehr zu investieren. Zudem sollten die mittel- und osteuropäischen Länder in unser Ökopunkte�system mitein�bezogen werden.


Aufgrund dessen, daß unsere Nahrungs- und Genußmittelindustrie durch einseitige Zuge�ständnisse stark leidet, sollte man die Märkte in Mittel- und Osteuropa auch für unsere Produkte öffnen.


Weiters fragt der Redner, ob die Europäische Union grundsätzlich Maßnahmen gegen die Er�richtung sogenannter Steueroasen, um sich erhebliche Wettbewerbsvorteile zu verschaffen, plant, oder ob von Österreich aus eine besondere Initiative ergehen wird?


Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten Vizekanzler Dr. Wolfgang Schüssel führt aus, daß die Auswahl der Kommission für Österreich nach objektiven Kriterien erfolgt ist. Mit einer gewissen Freude kann man feststellen, daß zumindest die unmittelbaren Nachbarländer Öster�reichs dabei sind, nämlich die Tschechen, die Ungarn und die Slowenen. Das sind auch jene Länder, die am weitesten mit dem Reformprozeß vorangekommen sind.


Über die Slowakei kann man natürlich diskutieren. Die Slowakei wäre wirtschaftlich durchaus ein Kan�didat der ersten Runde. Das Problem ist die doch steckengebliebene politische Kultur, wie Men�schenrechte, Kopenhagener Kriterien. Wir wollen Länder, die mental, kulturell, wertemäßig zu uns passen. 


Zur Türkei meint der Redner, daß im Moment Ministerpräsident Yilmaz wahrscheinlich der Beste ist. De facto hat er eine Minderheitsregierung, die Militärs stehen dahinter. Morgen kann aber alles anders sein, daher sollte man eine grundsätzliche strategische Option entwickeln, die na�tür�lich nicht heißen kann, ein Land, das einen anderen Glauben hat, hat keinen Platz in der Union. Die Türkei muß einfach glaubhaft alle Kriterien im demokratiepolitischen und werte�mäßi�gen Bereich erfüllen, damit Verhandlungen aufgenommen werden können. Trotzdem soll der eingeschlagene Weg – Zollunion plus, Sicherheitspartnerschaft, Kampf gegen die organisierte Kri�minalität, verschiedene Wirtschaftskooperationen – weitergegangen werden. Aber ein Beitritt kommt sicher erst dann in Frage, wenn die Frage der Menschenrechte, die Ägäis-Problematik und die Zypern-Frage gelöst sind.


Zu Slowenien: Die Forderung nach einem Parlamentssitz würde sofort Gegenforderungen nach sich ziehen. Sind wir in Österreich bereit, einer kleinen Gruppe dieses Ausmaßes einen Parla�ments�sitz in Österreich, in einem Landtag oder auch im Nationalrat, einzuräumen? In der Politik gibt es keine Einbahnstraße. Jede Forderung, die erhoben wird, wird klarerweise zu Fragen, Antworten und Vorschlägen auf der anderen Seite führen.


Es gab bereits eine solche Diskussion im Kärntner Landtag. Es ist nicht primäres Ziel, irgendwo einen Parlamentarier sitzen zu haben, sondern daß ein paar tausend Menschen, die sich zur deut�schen Sprache bekennen, die zu ihrer Geschichte stehen, die Möglichkeit haben, sich kulturell voll entwickeln zu können. 


Zur Tschechoslowakischen Republik: Die Vergangenheit muß überall aufgearbeitet werden. Wir sind wahrscheinlich auch durch die internationale Öffentlichkeit früher drangewesen als manche unserer Nachbarländer. Aber die Diskussion kommt so sicher, wie wir da sitzen. Sie werden das tun müssen, und man sollte ihnen dabei helfen.


Zur Frau Bundesrätin Crepaz: In den Jahren 2000 bis 2002 wird es unter der Rubrik 1, Land�wirt�schafts�hilfe – darunter versteht man Marketinghilfen und Qualitätskontrolle –, eine halbe Milliar�de Ecu für alle Beitrittskandidaten zusammen geben. Ab dem Jahr 2002 würde das auf 1,5 Milli�ar�den Ecu steigen.


Für die Rubrik 2 sollen in den ersten zwei Jahren – 2000 bis 2002 – 1 Milliarde Ecu und ab 2002 3,6 Milliarden Ecu eingebracht werden. Dazu gehören der ländliche Raum, Tourismus, Infra�struktur, Arbeitshilfen, Ausbildungen, duales System, Lehrlinge und solche Dinge.


Unter der Rubrik 4 sind jährlich bis zum Jahr 2002 1,5 Milliarden Ecu vorgesehen und dann die Hälfte, also 0,7 Milliarden. Das ist eine sehr kluge Vorbereitungsstrategie. Natürlich muß die Soli�darität aller für dieses Programm gelten. Im derzeitigen Budget gibt es einige Möglichkeiten. Wir sind derzeit bei ungefähr 1,17 oder 1,18 Prozent, gemessen am Bruttoinlandsprodukt, und der Spielraum geht bis 1,27 Prozent. Wir wollen die EU-Haushalte einfrieren, also möglichst nicht wachsen lassen. Auf diese Art und Weise ergibt sich ein wachsender Raum für die Er�weiterung. Wir wollen möglichst sparsam umgehen und keine sündteuren Programme ent�wickeln, aber es muß, wenn notwendig, auch entsprechendes Geld zur Verfügung stehen.


Zu Bundesrat Ludwig: Die Frage der Nuklearindustrie ist sehr wichtig, sie wird auch im Kommis�sionsbericht erwähnt. Es werden die unsicheren Kernkraftwerke einzeln aufgelistet. Das ist ein The�ma, das auch zur Bedingung gemacht wird, weil das Acquis ist. Sicherheitsstandards sind gleich Umweltschutz, und das ist Rechtsbestand der Gemeinschaft. Die Schließung von Atom�kraftwerken kann man schlecht verlangen, weil die Hälfte der EU-Staaten Atomkraftwerke hat. Aber dennoch muß man bilateral darauf drängen, daß über Ausstiegsszenarien diskutiert wird.


Zur Frage der Agrarpolitik: Die Position, die Molterer mit verschiedenen anderen Politikern sehr kritisch entwickelt hat, muß man in den Verhandlungen auf den Punkt bringen, aber wir stehen erst am Beginn.


Bezüglich der Grenzregionen wäre eine abgestufte Förderung eine Möglichkeit. Die meisten sind ohnehin 5b-Gebiete und würden dann im neuen Förderungszielkatalog untergebracht wer�den – mit dem Ansatz “angrenzend an Grenzregion” und mit einer gewissen Abstufung, aber för�der�möglich, vor allem auch durch nationale Möglichkeiten.


Zur Finanzierung: Die österreichische Position ist: alle Programme radikal überprüfen! Auch heute findet man bei den EU-Positionen eine Fülle von unnötigen Ausgaben. Man sollte da durch�aus mehr Ausgabenkritik walten lassen.


Rentensysteme, Gesundheitssysteme: Damit wird in der EU – das ist kein Gemeinschaftsrecht – nicht direkt gearbeitet. Es gibt Vergleiche der einzelnen Länder, sodaß man ein Bild hat, wo man selbst steht. Österreich hat eines der besten Gesundheits- und Rentensysteme, aber natürlich auch eines der teuersten, daher waren auch einige Anpassungen notwendig.


Die Einbindung der Sozialpartner ist sehr wichtig. Vor allem ist auch auf EU-Ebene nicht sicher�gestellt, daß alle repräsentativen Sozialpartner auf europäischer Ebene voll eingebunden sind. Gerade wenn man über Beschäftigungsstrategien redet, muß die mittelständische Wirtschaft stär�ker eingebunden werden.


Transit, Schiene: Es gibt einen erneuten Anlauf, die transeuropäischen Netze zu deblockieren.


Die Steueroasen bringen eine klare Wettbewerbsverzerrung mit sich. Wenn man die Beihilfen über die Wettbewerbsbehörde thematisiert, dann muß man eigentlich auch die Steueroasen the�matisieren. Gerade wir als ein Land, das im Sinne einer vernünftigen Besteuerung der Unter�nehmen vieles gemacht hat, haben kein Interesse, daß diese Bemühungen durch irgendwelche Steueroasen zunichte gemacht werden. 


Bundesrat Albrecht Kone#ny (SPÖ, Wien) erläutert, daß die Slowakei ein Zielobjekt österrei�chi�scher Inte�gration ist, daß es als unmittelbares Nachbarland für Österreich eine besondere Bedeutung hat und daß es aufgrund seiner gegenwärtigen politischen Struktur nicht in die erste Kategorie der Be�wer�ber gehört. Und gerade die Slowakei ist ein gutes Beispiel dafür, wie flexibel der Verhandlungsprozeß gestaltet werden muß. 


Weiters stellt der Redner die Frage, ob es nicht insbesondere mit jenen Beitrittskandidaten zu sehr langen Verhandlungszeiträumen kommen wird. 


In allen Staaten besteht ein sehr geringes Bewußtsein über die unerwarteten und manchmal auch negativen Auswirkungen einer Integration. Die Erwartungen mancher Länder, daß alles so rasch geht wie bisher, können Österreich und auch andere Staaten nicht unterstützen – auch im Interesse dieser Staaten. Hinzu kommt noch, daß Österreich mit Slowenien und Tschechien sehr viel enger verbunden ist als die meisten anderen EU-Staaten.


Der von Kollegen Ing. Penz und ihm eingebrachte Entschließungsantrag, der wesentliche Ge�sichtspunkte der heutigen Diskussion enthält, soll am Donnerstag im Plenum beschlossen wer�den, denn Österreich sollte von seinem Recht, Stellungnahmen abzugeben, sehr pointiert Ge�brauch machen. 


Bundesrat Dr. h. c. Manfred Mautner Markhof (ÖVP, Wien) weist darauf hin, daß Präsident Gil-Robles bei seinem letzten Besuch in Österreich die Frage Slowakei sehr ans Herz gelegt hat, und fragt, wie Vizekanzler Schüssel die momentane Situation sieht.


Bundesrat Dr. Paul Tremmel (Freiheitliche, Steiermark) fragt nach den Kosten einer möglichen Osterweiterung der EU, denn selbst Finanzminister Edlinger schätzt, daß die Nettobeiträge von 13 auf 27 Milliarden Schil�ling angehoben werden müssen, wenn es zu dieser Erweiterung käme.


Nach wie vor sind die vom Redner zitierten Gesetze, wie die Jaize- und Avnoj-Gesetze, wenn man einen vermögensrechtlichen Prozeß verfolgt, aufrecht. Es müßte diesen Ländern doch möglich sein, Gesetze, die eindeutig menschenrechtswidrig sind, zu beheben. Zudem hat der Vizekanzler in seiner Antwort nicht ausgeschlossen, daß die Menschenrechte ein Teil des Rechtsbestandes der EU sind. 


Zum Schluß betont der Redner, daß der Entschließungsantrag nicht den Bedingungen der Ge�schäfts�ordnung entspricht. 


Bundesrat Ludwig Bieringer (ÖVP, Salzburg) führt aus, daß der Entschließungsantrag mor�gen im Verfas�sungs�ausschuß eingebracht und am Donnerstag im Plenum in Verhandlung ge�nommen werden wird. Das entspricht der Geschäftsordnung.


Weiters stellt er die Frage: Wie sieht man die bedrohliche Entwicklung bezüglich bäuerlicher Fa�mi�lien�struktur?


Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten Vizekanzler Dr. Wolfgang Schüssel meint zur Situation in der Slowakei, daß auch nach der Wahl, die im Frühjahr stattfinden wird, vermut�lich Koalitionen notwendig sein werden und daß in diesen Koalitionen fast immer sehr starke na�tionale oder nationalistische Töne laut werden. Daher sollte Österreich auch immer in der Lage sein, den Gesprächsfaden nie abreißen zu lassen. Die neue Außenministerin ist vor 14 Tagen in Wien gewesen, und sie hat sich sehr interessiert gezeigt. Sie wurde auch mit dem Vorwurf konfrontiert, daß alle Zeitungen mit einer massiven Erhöhung der Mehrwertsteuer rechnen können, obwohl dort keine einzige Zeitung besonders profitabel ist. Sie hat auch den Hinweis darauf fast dankbar aufgenommen. Man sollte auch später einmal, wenn die Partnerschaften greifen, die Assoziationsabkommen erweitern, aber im Moment ist es noch ein bißchen zu früh dafür.


Es darf aber in den anderen Ländern kein “Backslash” ausgelöst werden, denn die Rumänen, die Bulgaren, aber auch die drei baltischen Staaten bemühen sich unglaublich. Es ist interes�sant, was sich dort wirtschaftlich abspielt. Es gibt zum Beispiel die Prognose, daß sich in diesem Teil der Ostsee die Wirtschaftsströme, der Schiffsverkehr verfünfzehnfachen wird. Der Hafen Riga hat heute schon die gleiche Kapazität und Tonnage wie Hamburg. – Unabhängig davon, ob sie jetzt beitreten, ist es ganz wichtig, diese Muster, diese Strukturen zu fördern.


Diese Länder wissen ganz genau, daß nicht Österreich allein entscheidet. Daher sollte die Linie, die gute Nachbarschaft zu halten, das Grundprinzip der österreichischen Außenpolitik bleiben. 


Die Schatten der Vergangenheit dürfen nicht die Zukunft verdunkeln, wiewohl man weiß, daß dort die Lunte des Nationalismus schwellt. Das Grundprinzip Österreichs muß daher sein, end�lich mit seinen Nachbarn in Frieden, in Harmonie zu leben – ohne dabei die Dinge zu ver�schwei�gen.


Die Anhebung von 13 auf 27 Milliarden Schilling ist eine Prognose in einem Zeitraum von zwölf Jahren – in der Annahme, daß die Rückflüsse nicht verbessert werden können. Also nicht aufgrund der Erweiterung muß das Doppelte bezahlt werden. Erstens müssen die Rückflüsse optimiert und zweitens jedes einzelne Programm auf seine Notwendigkeit überprüft werden, und dann ist die Kraft vorhanden, die Erweiterung zu finanzieren.


Die Erweiterung ist kein Buchhalterprojekt, sondern ein höchst politisches Projekt. Welche poli�tische Alternative gibt es dazu? – Darüber wird nie diskutiert. Die Erweiterung ist nach Meinung des Redners aus politischen Gründen gut verhandelt, vorsichtig und gut vorbereitet, und ist ein Pro�jekt, das zum gemeinsamen Erfolg für beide Seiten, für die Union und die Kandidaten selbst, werden muß. 


Wenn die Avnoj-Dekrete aufgehoben werden, dann befürchtet man vermögensrechtliche Pro�ble�me. Man darf nicht vergessen, daß ein Drittel von Mähren Liechtenstein gehört hat, und 40 Prozent des Grundbesitzes in Slowenien gehören der Kirche. 


Zur Frage der Landwirtschaft führt der Redner abschließend aus, daß die Kommissionsvor�schläge, die zum Teil von Fischler erarbeitet worden sind, für die Österreicher interessant sind, aber für die Bayern und andere Regionen innerhalb der Union einen wesentlich härteren Wir�kungs�grad hätten. Österreich will natürlich andererseits in die Gegenrichtung arbeiten und sagt, es gibt ein paar sehr interessante Geschichten im Umweltprogramm, man muß aber noch bei bestimmten Preisgruppen, die tatsächlich zu stark angesetzt wurden, nacharbeiten. 


Vorsitzender Ing. Johann Penz dankt den Damen und Herren für diesen interessanten und wertvollen Nachmittag und dankt auch Herrn Bundesminister Dr. Schüssel für die offene Beant�wortung der Fragen.


Er führt weiters aus, daß es gut wäre, die Frage Agenda 2000 weiterhin auf der Tagesordnung zu behalten und sektoral zu diskutieren. Daher ist die Frage, ob Entschließungen, Stellung�nahmen hier verabschiedet werden können, wichtig. Ein Entschließungsantrag hält durchaus mehre�re Möglichkeiten offen, weil man dann zu einzelnen Punkten Stellung nehmen kann. Daher soll der Selbständige Antrag, der von Bundesrat Kone#ny und ihm eingebracht wurde, mor�gen dem Verfassungsausschuß zugewiesen werden, damit noch in dieser Woche im Ple�num über die Agenda 2000 diskutiert werden kann. 


Zum Schluß bittet der Vorsitzende das Präsidium des Bundesrates, zu überlegen, ob nicht auch im Rahmen der Geschäftsordnung der Ausschuß einen Entschließungsantrag fassen könnte. Ich schließe die Sitzung des EU-Ausschusses.


Schluß des EU-Ausschusses: 17.08 Uhr


	Österreichische Staatsdruckerei: 85 0520	
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